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interessirter Seite beeinflusste Veröffentlichungen sowie 
unkontrolirbare Redereien haben mir den verleumderischen Vor- 
wurf gemacht, dass ich persönliche Interessen auf Grund mir 
ertheilter Zusicherungen, deren thatsächliche oder doch rechtliche 
Existenz man überdies leugnet, gegen das allgemeine Interesse 
der Universität und der medizinischen Fakultät geltend gemacht 
habe. 

Es handelt sich hierbei um den Plan eines Neubaues der 
medizinischen Klinik und zwar unter Beseitigung und 
auf dem Terrain der bestehenden Dienstwohnungen der 
beiden klinischen Direktoren sowie unter Zurückstellung de» 
Neubaues der chirurgischen Klinik. 

Um ein unparteiisches Urtheil zu ermöglichen, stelle ich die 
entscheidenden Thatsachen im Folgenden fest, 

L 

Dienstwohnungen. Terrain, Neubau der chirurgischen Klinik. 

I. In dem ursprünglichen Plane für Krri^.htun^ (inr ak?i- 
demischen Krankenhäuser waren Dien stwoh n ri ngf n dir die 
Direktoren vorgesehen; b^;i fU:r Ausführung wurdz-n si/- ^lus Kr- 
spamissrücksichten gestri^.h^:n. (/nrnitt/Ib^ir n^/.h (U^r Kroffnunj^ 
der Anstalten 1862 und F^m ihr^rr ^//^ifh rinfr/f/'nM'-n (/'f/^r- 
füllung machte sich ^ier Mar.^/^:1 fU:r />^j^n ',f/^ohnunj/v n in empfind 
liebster Weise g^ltftnd. In ( /^rf\f'.r,'-/\\iiif rrr.f uif \r\*'U\ y^rsf//rh'n< n 
Kollegen, Geheimrath Barv,^, \,Ar^' \<\i 'V^iorf fl-.f- /-nf ;;/r'Mi/ n^l^n 
Anträge gestellt utt^l \>^'yt .x.O^ . *h,r hol*// n f.' fy/r, <l,i ;s /h/* 
Direktoren den gr^sst^/'n '\ * .* ''U s T-«// > '♦"^ ''^' '» f^f'^ft^^ nh n. ;/ rn 
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zuzubringen haben, und ihr zu jeder Tages- und Nachtzeit bereites 
Eingreifen gesichert sein müsse, dass aber die Beschaffung von 
angemessenen Privatwohnungen in zweckentsprechender Nähe 
nach der Lage der Krankenhäuser und der Beschaffenheit ihrer 
nächsten Umgebung die grössten Schwierigkeiten bereite. So 
schwer lag der Mangel von Dienstwohnungen auf uns, dass wir 
uns erboten, 4 °/o der Bausumme als Miethe zu zahlen, ja sie 
selbst auf eigene Kosten zu erbauen, wenn der Fiskus ihre Ueber- 
nahme seitens unserer Nachfolger garantire. So sehr galten 
damals unsere Gründe als durchschlagend, dass in dem Augen- 
blick, als die dänische, der Entwicklung unserer Universität 
missgünstige Herrschaft beseitigt war, die Bundeskommissare 
am 24. August 1864 uns die Errichtung von Dienstwohnungen 
zusagten. 

So sind die Dienstwohnungen beider Direktoren unter 
meiner Initiative entstanden. Aber auch heute noch, nach nahezu 
40 Jahren, sind die Erfahrungen, die Bartels und mich zu unseren 
Anträgen bestimmten, massgebend. Auch heute noch werden 
die Hindernisse, die der Auffindung von Wohnungen in der 
geforderten Nähe der Anstalten entgegenstehen, nur bei ausser- 
gewöhnlicher Vermögenslage überwunden werden können. Daher 
ist die Beseitigung der bestehenden Dienstwohnungen eine Be- 
schränkung der Auswahl und der Bewerbung, wenn es sich um 
die Neubesetzung der Direktionen handelt. Vor allen Dingen 
ist es handgreiflich, dass diese Beseitigung eine sach widrige 
Verschlechterung der günstigen Bedingungen ist, unter denen 
der technische Betrieb der beiden Kliniken steht — im grellen 
Widerspruch mit der Thatsache, dass den Direktoren des physio- 
logischen Institutes und des botanischen Gartens die Dienst- 
wohnungen, die ihnen weit eher entbehrlich wären, unangefochten 
bleiben. Endlich mag hinzugefügt werden, dass nach meinen 
persönlichen Erkundigungen weder im Kultus- noch im Finanz- 
Ministerium irgend welche grundsätzliche Gegnerschaft gegen 
Dienstwohnungen in den sachlich hierfür indizirten Verwaltungs- 
zweigen besteht. 



2. Die geplante Beseitigung der Dienstwohnungen erfolgte 
ausschliesslich zu dem Zwecke, um den Raum, auf dem die- 
selben stehen, zur Errichtung des Neubaues einer 
medizinischen Klinik zu verwenden. An die Stelle 
zweier, von Gärten umgebenen, kleineren, einstöckigen Wohn- 
gebäude sollte ein Gebäude von grossen Dimensionen treten, das 
nicht nur die jetzigen, sondern auch die voraussichtlich wachsen- 
den Bedürfnisse einer modernen klinischen Anstalt befriedigt. 
Welchen Erfolg dies haben wird, vergegenwärtigt die Wirkung, 
die der Neubau des gynäkologischen Instituts auf die Gesammt- 
anlage des medizinischen Gebäudekomplexes ausgeübt hat. Es 
entsteht nothwendig eine Verengerung und Verbauung, die die 
verschiedenen Baulichkeiten nur noch durch eine enge Gasse 
trennt und breiten Flächen der Gebäude Licht, Luft und Sonne 
beschränkt. 

Das steht in vollem Widerspruch nicht nur mit den all- 
gemeinen Anforderungen der modernen Hygiene, die jede solche 
Beschränkung zurückweist, sondern insbesondere mit den grund- 
sätzlichen Gesichtspunkten, die den geistigen Urheber der Gesammt- 
anlage der Kliniken, meinen Lehrer und Vorgänger Prof. Stromeyer 
leiteten. Mit sicherer Voraussicht hat er bereits im Anfange der 
50er Jahre nachdrücklich hervorgehoben, dass jede engere 
Zusammenrückung der klinischen Anstalten unzulässig sei und 
dass es darum ein höchstes Interesse der Entwicklung derselben 
sei, dass rechtzeitig das gesammte umliegende Terrain für die 
U,niversität erworben werde. Sein dahingehender Vorschlag fand 
kein Gehör. Ich selbst aber habe seine Bemühungen weiter 
verfolgt. Die Fakultät, das Kuratorium und das Ministerium 
müssen es mir bezeugen, dass ich in einem Zeiträume von 
40 Jahren keine Gelegenheit, die sich mir bot, und keine Einfluss- 
nahme, die mir gestattet worden war, versäumt habe, um die 
Erweiterung des Universitätsbesitzes zu erreichen und damit der 
Gefahr der Verengerung der Gesammtanlage entgegenzutreten. 
Nur Schritt für Schritt und auch jetzt noch unzulänglich hat man 
diesen Weg betreten — zum Schaden nicht nur der einzig 
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dastehenden günstigen Lokalbedingungen, unter denen die Anlage 
unserer Heilanstalten begründet wurde, sondern auch zum Schaden 
des Fiskus, der jedes Jahr der Verzögerung schliesslich doch 
nothwendige Erwerbungen theurer bezahlt. 

3. Mit und durch den Neubau der medizinischen Klinik wird 
und soll der seit mehr als 25 Jahren von mir geforderte und 
als dringende Nothwendigkeit nachgewiesene Neubau einer 
chirurgischen Klinik auf unberechenbare Zeit zurückge- 
stellt werden. 

Bereits im Jahre 1867 hatte sich die Unzulänglichkeit der 
fiir die chirurgische Klinik bestimmten Räume, die mit der 
medizinischen Klinik in einem Gebäude vereinigt sind, in stärkster 
Weise geltend gemacht. Ich benutzte einen Ruf nach Heidelberg, 
um die Zusicherung zu erwirken, dass die Aufnahmefähigkeit 
der chirurgischen Klinik für Kranke durch Erbauung einer Holz- 
baracke und durch Abtrennung der Augen- und Ohrenklinik, 
zu deren Direktion ich meinen Assistenten Dr. Völckers vor- 
schlug, vergrössert werde. Aber die Missstände der Räumlich- 
keiten dauerten fort, sie führten zu einer ungewöhnlichen Häufung 
accidenteller Wundkrankheiten und zur Verbreitung des Schwammes 
im Gebäude — wie dies die wiederholten, von mir beantragten 
kommissarischen Untersuchungen durch den Charite-Direktor, 
Geheimen Rath Esse feststellten. Sie nöthigten mich, in zwei Ein- 
gaben an den Universitäts-Kurator und den Minister vom 27. Fe- 
bruar 1873 zu erklären: 

dass das ganze Gebäude zu einer chirurgischen Klinik 
sich nicht mehr eigne, 

dass den bisher ergriffenen Palliativmassregeln gegen- 
über ein den Anforderungen der Wissenschaft und der 
Erfahrung entsprechender, definitiver Zustand hergestellt 
werden müsse. 

Zur näheren Durchführung dieses grundsätzlichen Programms 
beantragte ich in Gemeinschaft mit den anderen klinischen Direk- 
toren im Berichte vom 12. Mai 1875 an den Kurator: 



den Erwerb eines in das Anstaltsgebiet einspringen- 
den Grundstücks für die bisher in einem Privathause ein- 
gemiethete Augen- und Ohrenklinik, 

die Errichtung eines neuen Gebäudes im Anschluss 
an die vorhandene Baracke für die chirurgische Klinik, 

die Ueberlassung des ganzen, bisher gemeinschaftlichen 
Gebäudes an die medizinische Klinik. 

Zur Vorbereitung der Ausführung veranlasste ich die zwei- 
malige Ausarbeitung entsprechender Baupläne durch die Archi- 
tekten Gropius und Schmieden. Nach deren Eingang wiederholten 
die klinischen Direktoren unter dem 9. März 1874 bei dem 
Kurator den Antrag: 

»das jetzt bestehende Krankenhaus der medizinischen 
Klinik und der Gesammtverwaltung einzuräumen, für die 
chirurgische Klinik aber ein ganz neues Hospital nach 
den jetzt herrschenden Grundsätzen der Hospitalhygiene 
zu errichten, für welches dann das Terrain, welches un- 
mittelbar an das Gebiet der Anstalten stösst, erworben 
werden müsste.« 

Hierauf wurde unter dem 30. Juni 1874 reskribirt, dass es 
nicht angängig sei, schon jetzt wieder bedeutende Ausgaben in 
Aussicht zu nehmen neben den grossen Geldmitteln, welche die 
bereits in Angriff genommenen Universitätsbauten erforderten. 
Bei Mittheilung dieses Bescheides wurde ich von dem Kurator 
daraufhingewiesen, dass die akademischen Heilanstalten- 
für Unterrichtszwecke, nicht aber als Lande sk ranken 
haus zu dienen haben. Infolge dessen werde der Antrag 
auf Erbauung einer neuen chirurgischen Klinik mit beträcht- 
licher Vermehrung der Bettenzahl in beiden Abtheilungen 
Aussicht auf Erfolg nur haben, wenn aus Provinzialfonds 
eine wesentliche Beisteuer zu diesem Zweck bewilligt 
werden könnte. 

Nach einem solchen Bescheide war ich genöthigt, nur 
noch von Fall zu Fall den hervortretenden Nothständen eine 
zeitweilige Abhilfe zu verschaffen. Aber wenn sich in den 
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Jahren 1855 bis 1895 die Zahl der Kranken von 815 auf 1282, 
der grösseren Operationen von 96 auf 700 bis 800, der Zuhörer 
von 15 auf 125 steigerte, so konnte es sich bei den alten Räumen 
naturnothwendig nur um Flickwerk und Palliativmittel handeln. 

Das habe ich schriftlich und mündlich und in allen Instanzen 
ununterbrochen bei allen meinen späteren Anträgen hervorgehoben!; 
so alsbald bei meinen Anträgen vom 26. August 1875 auf ein 
Auditoriengebäude für beide Kliniken und eine chirurgische Ba- 
racke, die erst im Jahre 1880 zur Erledigung kamen, überdies, 
soviel die klinischen Auditorien betrifft, nur durch eine Verlänge- 
rung der bestehenden. 

Im Juni 1888 sodann machte ich das dringende Bedürfniss 
geltend für Erbauung eines neuen Operationssaales mit Räumen 
für Instrumente und Bandagen und für die Ambulanz. 

Parallel mit meinen Anträgen hatte der Direktor der medi- 
zinischen Klinik, wenn ich nicht irre, seit dem Jahre 1884 die 
ihn bedrängenden Bedürfnisse nach Vergrösserung des Labora- 
toriums und der Zuhörerräume vertreten. 

Diese von beiden Seiten bewirkten Anmeldungen führten 
zu längeren Verhandlungen, die erst im Etat für 93/94 ihren Ab- 
schluss fanden. Mitten in diese Verhandlungen fiel daseingreifende 
Novum, das auf der einen Seite meine Voraussage, dass alle 
Ausbesserungen des Bestehenden nur kurzfristige Palliativmittel 
seien, vollauf bestätigte, das aber auf der andern Seite die 
schroffen Gegensätze der Auffassungen in dem Streit, um den 
es sich handelt, herbeigeführt hat. 

II. 
Der Plan für den Neubau der medizinischen Klinik. 

In den ersten Tagen des März 1892 erhielt ich zuerst Kunde 
davon, dass von Seiten des Direktors der medizinischen Klinik 
und des Verwaltungsdirektors der Plan zum Neubau der 
medizinischen Klinik entworfen und als Antrag dem Kultus- 
Ministerium unterbreitet sei. Dasselbe überwies das alte Kranken- 
haus der chirurgischen Klinik, bestimmte als Bauplatz die Gärten 



der beiden klinischen Direktoren und beseitigte kUtiflig die 
Dienstwohnungen derselben. 

Damit wurde in unvergleichlicher Rücksichtslosigkeit alles 
das als nicht geschehen erachtet, was ich 30 Jtthrc lang rtls 
Grundbedingungen für eine gesunde Entwicklung der Gcsammt- 
anlage der akademischen Heilanstalten behauptet und verfochten 
hatte, wie ich eben gezeigt habe. Nachdem der citiyJgc l^ili- 
wand, der meinen Anträgen entgegengesetzt worden ist, die 
Abneigung der Finanzverwaltung zu einer Krwcitcrung der öffent- 
lichen Krankenpflege durch klinische Neubauten, aufgehoben l«»t, 
wird der alte Plan eines Neubaues der chirurgischen Klinik ganz 
plötzlich zu Gunsten der medizinischen Klinik auf unabsehbare 
Zeit zurückgestellt; meiner alten Proteste ungeachtet wird das 
ungeeignete Krankenhaus der chirurgischen Klinik aufgezwungen ; 
die Dienstwohnungen der klinischen Direktoren, die ich als tin- 
entbehrlich veranlasst habe, werden kassirt; der Neubau S//11 
erfolgen auf einem Terrain, dessen Bebatning mit gr^rsseren 
Gebäudekomplexen nur zum Schaden der Gesammtanlage (Unch 
verengende Bebauung führen kann, und dies vJ) geschehen, (A^- 
gleich nach meiner Ueberzeugung irgend ein ^rry<^9ieref Neubau 
auf dem Heilanstaltengebiet nur durch gleichzeitige Arr^'/ndinmg 
des Universitätsbesitzes erfolgen darf, wenn man nirbt der kkin- 
lichsten, dem Staate selbst an crs^ter Stelle schädlichen Fi^kahfät 
Vorschub leisten will, wie hier im Inter^s<^e eines einzelnen fn- 
stüuts geschah. 

Niemand durfte er;varten. d?iss ich, r\er ich kr?ift meines 
Alters unter allen Minist^riaihe^^mten «-.nd KoWe^en an r\^r 
Gründung und Forthiiriun!^- der f reiianst;<iten df^r nj^chs^'-^euieii^ote 
bittr Alles, was ich hierbei s^f^th^in hatte, v^r-^^^ssen n?4r>e nnci v^r- 
leugnen werde. 

Und in der That: .\:em?ind \Y<it mir d?is zoc>'et''Hnt. ^/'^*^ 
beweist die Art und ^ ^ise, v.e m?jn mir jed^ 2[en?in^*'^ ?,?nsi/*b^ 
nnd lede. wirk.same Bee-ntlnssnno- des nf^-i^n ProjrVN 7'='r^''«^te 
Dasa es äheriiaiint oe;<nt-r^t4t: ^f^' ^^r'^u^v r'.^ /.i#=»r>^ f'i«: ^in^m 
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Privatbrief, den der Direktor der medizinischen Klinik aus Trient 
d. d. 4. März 1892 an mich richtete. Es heisst darin: 

»Da nun in der That mit der Befriedigung der Be- 
dürfnisse der beiden Kliniken Ernst gemacht zu werden 
scheint, so habe ich dem Herrn Minister den Vorschlag 
gemacht, Ihnen meinen bisherigen Garten zu überweisen, 
in der Hoffnung, dass Sie dann damit einverstanden sein 
würden, dass in dem östlichen Theil Ihres Gartens alsbald 
Gebäude und Auditorium der medizinischen Klinik errichtet 
würden.« 

Um meine Einwendungen gegen das Projekt rechtzeitig 
anbringen zu können, sah ich mich genöthigt, uneingeladen in eine 
Sitzung der Regierungs-Kommissare mit den Nächstbetheiligten 
— 5. Dezember 1892 — einzudringen. Kurz, ich bin planmässig 
nach der Methode behandelt worden, die mir allerdings nicht 
geläufig ist: denjenigen, von dem man Einspruch gegen eine 
betriebene Angelegenheit fürchtet, vor durchberathene, unter den 
Betheiligten bereits festgelegte Pläne und Anträge zu stellen, ihn 
damit seines Einflusses in dem Zeitpunkt, wo er wirksam vor- 
getragen werden kann, zu berauben und mit dem Allen ihn 
in eine Stellung hineinzudrücken, die ihn als lästigen Opponenten 
ohne Aussicht auf Erfolg erscheinen lässt. Das Alles, als ob 
der neue Plan für die medizinische Klinik nicht so wesentlich 
in den Kern der mir gebührenden Verwaltung eingegriffen hätte, 
dass ich volle, gleichberechtigte Betheiligung und volle Offenheit 
im ganzen Verlauf der Verhandlungen nach Recht und Billigkeit 
zu verlangen hatte. 

Hiernach blieb mir schlechterdings nichts anderes übrig, als 
in einseitigen Eingaben und Protesten an die vorgesetzte Kura- 
ratorial- und Ministerialinstanz meinen Standpunkt nach Pflicht 
und Gewissen zu vertreten. 

Dieselben datiren vom 9. Juli und 19. Dezember 1892 und 
26. Mai 1895. Sie sind nach meiner Aktenlage und nach meiner 
Erinnerung die einzigen amtlichen Berichte, die ich in dieser 
Sache an die vorgesetzten Behörden bis zur offiziellen Aneignung 
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des Quincke'schen Planes im Etatvermerk von !8o,V04 \\\\^\ bU 
zur Aufnahme des Neubaues des Physikalischen InstltutM hu 
Etat von 1897/98 gerichtet habe. 

Sie sind inhaltlich und formell nichts als die Wicdrrhohmy 
der grundsätzlichen und praktischen Gesichtspunkte, dir U'h, wir 
ich eben dargelegt, seit dem Jahre 1862 ununterbrochen «inlllch 
und ausseramtlich vertreten habe, also zu einer Zeit, wo Irli »lU'h 
nicht den mindesten Anhaltspunkt hatte, mich in (Irr I**tirHot'j^n 
für die chirurgische Klinik auf irgend welche perHrmllchrtt 
Privilegien zu berufen, und wo ich mit Bartels, dem Direktor der 
medizinischen Klinik — trotz mancherlei Diffcrcn^sen im I)et«ll • 
in dem Hauptgesichtspunkte vollkommen cini^ war; Nr«it;«n 
für die chirurgische Klinik, Ueberlassung den alten Kr;iflkenhrtM<*e<» 
an die medizinische Klinik. 

Hieraus erklärt sich der folgende Um^t^ind, de« j/.h «m Ui 
konstatire in dem Sinn, als ob ich nicht Hwth in ^mt^r Z^/f 
meine persönlichen Rechte bei gegcJ>^rficr G^l^j/^nfi^ \i uufS 
ausserhalb jener amtlichen K^jinmuniUnium \Mtuu\Aß^ utt4 y*t 
treten hätte, sondern in Fe^t^t/rl^unjj d-'rf nnf.Vi^.u '\u'^tH'4/'tt* 

Alle von mir oben z:t;rt/m air/t^kK^Tf^ iU-nriM *i%u^ /\u^ 
nähme enthalten '^^tr.rjt Zdl*: %rA VfrjJ'. W/'/^ V; .^^ i,A,Uir„ 
machong mir z:^«t.*:hi^,c*T vr-^v^r^^'J/^r J'^/^v sy/ty^Aiu *> 
enthalten acsäcrli-tÄiri-:?, \rA '4t\j'f.% ^/r %''^'/u,,* /,* u ^ r ,'/> K ^ 
ich v<m ^efctr -^jzA ^•'-,r.i*-^V'/'/'<*r. r". ''/^-^^'"''^•*, -•*> *- •,.> /> ^ 

entirickei iactÄ: ^ruC Ct* **-*.-*. v«* '^."^'-^ ^'^* »> '!*''^ v--?^ />v^^ 
heiitigei;Ti^*:ru^::tt V*r>*rx^V'if v"^' 'i/ <if'^'^v-/v> v*** /^-'v/v' " 

aUen sedrscs: v*;«:Tr;:i-J*t*:n .^, v?>jv" t^*r^ rf.s *:' v *. '•-■/:- * '^ ^-^ -1 ^^ . ^,., tv< ^ 

ans öex if^ii^i:ii%*n ,r'*r.;**Ti r>«-^#*;i --' ^ ,- . * ^ i ^ ^ '^ / \ i -,^ \ 
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dass ich diesen Einspruch erhoben hätte »zur Schä- 
digung der allgemeinen Interessen der Heilanstalten, lediglich 
um einer kleinen persönlichen, für einige Jahre zu ge- 
niessenden Annehmlichkeit willen«, 

dass es geschehen sei » wegen einer Laune — oder wie 
soll man es nennen? — einer Persönlichkeit, die jetzt auch 
nicht einmal mehr dienstliche Beziehungen zu den akade- 
mischen Heilanstalten hat«. 

III. 
Meine persönlichen Rechte. 

Allein gewiss ist es: der geplante Neubau der medizinischen 
Klinik griff zugleich in Zusicherungen ein, die mir die Königliche 
Staatsregierung gemacht hatte. Denn das Quincke'sche Projekt 
war nach meiner Ueberzeugung in unnöthiger und sach widriger 
Weise verquickt: 

mit der Beseitigung der Dienstwohnungen der klinischen 

Direktoren und 

mit der Errichtung des Neubaues auf dem Terrain 

dieser Wohnhäuser, 

und zwar lediglich in Nachgiebigkeit gegen fiskalische 
Rücksichten. Die Kosten des Neuerwerbs geeigneter Grund- 
stücke sollten erspart und hierdurch wie durch Verzicht des 
Direktors der medizinischen Klinik auf seine Dienstwohnung, 
um seine eigene Villa zu beziehen, das Projekt annehmbarer 
gemacht werden. 

Jene Zusicherungen aber sind mir in Anlass meiner Be- 
rufungen nach auswärts gemacht worden, zunächst im Juli 1867 
nach Heidelberg. Hier stellte ich als Bedingungen meines 
Bleibens an der hiesigen Universität die Zusicherungen, dass 
die Erbauung einer Augen- und Ohrenklinik und zweier Holz- 
baracken für die chirurgische und medizinische Klinik erfolge, 
eine Gehaltserhöhung, sowie dass nicht »ohne dringendste 
Noth « in dem südlich von meiner Dienstwohnung gelegenen, 
oberen Theile des Schlossküchengartens — eines Terrains, das 
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beute mit dem physikalischen Institut, der Bibliothek, dem 
r^nlngianhen und anatomischen Institut besetzt ist — Gebäude 
aufgeführt würden. Die letztere Zusicherung ist mir alsdann 
bestätigt worden bei meiner Berufung nach Dresden 1^69 und 
nach Wien 1^72 — die letztere mit einem ersten Angebot von 
25000 FI. Gehah. 

Idn habe bisher angenommen, dass diese Zusich^ruhgeti 
mir lecügHch in mündlichen Verhandlungen mit dem damÄligert 
Universitätskurator, Oberpräsident von Scheel-Plessen urtter 
Einhohmg ministerieller Genehmigung ertheilt worden seien. Die 
besser unterrichtete Münchener Medizinische Wochenschrift 
machte mich stutzig. Ich forschte nach, und heute witrl mir 
allerdings das Aktenstück bekannt, das beweist, das» meine 
Annahme auf einem Gedächtnissfehler beruht. Die mir ertheiltett 
Zusicherungen sind in einem Ministerialreskript vom 19. August 
1867 beurkundet und sind mir damals als ministeriell genehmigte 
Bedingungen des Verbleibens in meiner Stellung mltgethellt 
worden. Ich füge die Urkunde hierneben an. 

Kiel, d. 26. Aug. 1867. 

Mittelst Reskriptes vom 19. d. Mts. hat das Königl. 
Ministerium für die geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten, nachdem der Bau zweier Baracken bereits, 
wie dem Dekanat der medizinischen Fakultät am 23. d. Mts. 
mitgedieilt ist, genehmigt worden, in Betreff der übrigen von 
dem Geheimen Medizinalrathe Professor 1)t. Rsmarch für 
sein Bleiben an der hiesigen Universität gestellten 
Bedingungen, dem Oberpräsidium rnTtgetheilt, dass es 
das Projekt des Baues einer Klinik für Augen- und Ohrenkranke 
zu (ordeni bereit sei, eine der Zeit nach bestimmte /ai- 
sichenn^ aber nicht ertheilen könne, da die Ausführbarkeit des 
Baues tnid der Zeitpunkt, an welchem damit begonnen werden 
körne, mit von Verhältnissen abhänge, welche sich der Rerech- 
ini^ «eaögen. Solange der Professor Dr. Fsmarch ferner 
in seiaer gegenwärtigen Stellung verhlelhe,t\ \n^^^^^> '^'^'^ 
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dass ich diesen Einspruch erhoben hätte »zur Schä- 
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Staatsregierung gemacht hatte. Denn das Quincke'sche Projekt 
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Weise verquickt: 
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und zwar lediglich in Nachgiebigkeit gegen fiskalische 
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Direktors der medizinischen Klinik auf seine Dienstwohnung, 
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die Erbauung einer Augen- und Ohrenklinik und zweier Holz- 
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Noth« in dem südlich von meiner Dienstwohnung gelegenen, 
oberen Theile des Schlossküchengartens — eines Terrains, das 
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heute mit dem physikalischen Institut, der Bibliothek, dem 
zoologischen und anatomischen Institut besetzt ist — Gebäude 
aufgeführt würden. Die letztere Zusicherung ist mir alsdann 
bestätigt worden bei meiner Berufung nach Dresden 1869 und 
nach Wien 1872 — die letztere mit einem ersten Angebot von 
25000 Fl. Gehalt. 

Ich habe bisher angenommen, dass diese Zusicherungen 
mir lediglich in mündlichen Verhandlungen mit dem damaligen 
Universitätskurator, Oberpräsident von Scheel-Plessen unter 
Einholung ministerieller Genehmigung ertheilt worden seien. Die 
besser unterrichtete Münchener Medizinische Wochenschrift 
machte mich stutzig. Ich forschte nach, und heute wird mir 
allerdings das Aktenstück bekannt, das beweist, dass meine 
Annahme auf einem Gedächtnissfehler beruht. Die mir ertheilten 
Zusicherungen sind in einem Ministerialreskript vom 19. August 
1867 beurkundet und sind mir damals als ministeriell genehmigte 
Bedingungen des Verbleibens in meiner Stellung mitgetheilt 
worden. Ich füge die Urkunde hierneben an. 

Kiel, d. 26. Aug. 1867. 

Mittelst Reskriptes vom 19. d. Mts. hat das Königl. 
Ministerium für die geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten, nachdem der Bau zweier Baracken bereits, 
wie dem Dekanat der medizinischen Fakultät am 23. d. Mts. 
mitgetheilt ist, genehmigt worden, in Betreff der übrigen von 
dem Geheimen Medizinalrathe Professor Dr. Esmarch für 
sein Bleiben an der hiesigen Universität gestellten 
Bedingungen, dem Oberpräsidium mitgetheilt, dass es 
das Projekt des Baues einer Klinik für Augen- und Ohrenkranke 
zu fördern bereit sei, eine der Zeit nach bestimmte Zu- 
sicherung aber nicht ertheilen könne, da die Ausführbarkeit des 
Baues und der Zeitpunkt, an welchem damit begonnen werden 
könne, mit von Verhältnissen abhänge, welche sich der Berech- 
nung entzögen. Solange der Professor Dr. Esmarch ferner 
in seiner gegenwärtigen Stellung verbleiben werde, ist 
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das Ministerium nicht Willens, ohne dringendste Noth in 
dem südlich von dessen Dienstwohnung gelegenen, oberen Theile 
des Schlossküchengartens Gebäude aufRihren zu lassen, und hat 
schliesslich die nachgesuchte Gehaltserhöhung auf 2000 ^ und 
zwar vom i. Oct. d. J. ab bewilligt. 

Indem das Oberpräsidium das Dekanat vom Vorstehenden 
mit Beziehung auf den gefälligen Bericht vom 25. v. Mts. hier- 
durch zur weiteren Mittheilung an den Professor Dr. Esmarch 
in Kenntniss zu setzen nicht ermangelt, sieht es einer baldgefalligen 
Anzeige darüber entgegen, ob der mehrgedachte Universitäts- 
lehrer hiernach entschlossen ist, in seiner hiesigen Stellung 
zu verbleiben. 

Königliches Oberpräsidium für Schlesivig- Holstein, 

Auf Grund dieser Vorgänge habe ich bei jeder Gelegenheit 
die Behauptung vertreten, dass die Zusicherung, die hier in 
Betracht kommt, mir »auf Lebenszeit« ertheilt sei — genau in 
dem nämlichen Sinne, wie die Anstellung der Beamten und 
damit die Zusicherungen ihres Diensteinkommens nach dem 
Wortlaut unserer Gesetze »auf Lebenszeit« gelten. 

Selbstverständlich habe ich, so wenig wie der Gesetzgeber, 
mit dieser Behauptung nicht den Widersinn verbunden, als ob 
jene Zusicherungen fortbeständen, wenn ich auf meine Stellung 
an hiesiger Universität freiwillig verzichtete oder derselben aus 
den gesetzlich zulässigen Gründen durch die Staatsregierung 
enthoben würde. Ein solcher Verzicht oder eine solche Enthebung 
aber ist nirgends erfolgt. Nach dem Sonderrecht, welches fiir 
die Universitätsprofessoren gilt, werden dieselben auch bei Zu- 
treffen der gemeingültigen Voraussetzungen nicht pensionirt. 
Sie verbleiben in ihrer Stellung und bei ihrem Diensteinkommen. 
Für ihre Vertretung wird in besonderer Weise, insbesondere in 
der Form der Ersatzprofessur gesorgt. Demgemäss bin auch ich 
in Rücksicht auf mein Dienst- und Lebensalter durch Ministerial- 
reskript vom 17. März 1897 lediglich » bis auf Weiteres « 
beurlaubt. Auch beruht die Annahme auf grobem Irrthum, wie 
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sprechendes Abkommmen nicht getroffen sei. Nun, dies be- 
ruht auf einem auffalligen Mangel der Aktenkunde. Denn das 
Reskript vom 19. August 1867 muss sich in den Ministerialakten 
befinden. Aber das Gutachten fügt hinzu : 

»Selbst wenn ein solches Abkommen getroffen wäre, 
was, wie bemerkt, nicht der Fall ist, würde die Universitäts- 
verwaltung dadurch nicht gehindert sein, die medizinische 
Klinik auf dem vormals Quincke'schen Nachbargrundstück 
zu bauen.« 

Ob dies irgend eine praktische Bedeutung hat und ob die 
Möglichkeit besteht, eine neue medizinische Klinik auf so be- 
schränktem Terrain überhaupt und insbesondere ohne Eingriffe 
in die mir ertheilten Zusicherungen zu bauen, das vermag selbst- 
verständlich nur der zu beurtheilen, dem eine Einsicht in das 
Bauprogramm gestattet ist. Einer solchen Einsicht hat man mich 
in keinem Stadium der achtjährigen Verhandlungen gewürdigt! 
Doch mögen die juristischen Spintisirungen seien, welche 
sie wollen, so viel darf ich auf Grund des vorgetragenen Materials 
gegen jede Verleumdung behaupten, dass mir bester Glaube zur 
Seite stand, wenn ich es als mein gutes Recht beanspruchte, 
solange ich in meiner Stellung als Mitglied der Universität und 
der medizinischen Fakultät verblieb, in meiner Dienstwohnung 
zu verweilen und der Verbauung von Licht und Luft, von Sonne 
und Aussicht zu widersprechen. Ist dies aber der Fall, dann 
war es nicht nur mein Recht, sondern meine Pflicht, zutreffenden 
Falles auch mein nur persönliches Recht zur Geltung zu bringen, 
wie dies insbesondere geschehen ist, seitdem die budgetmässige 
Bewilligung des klinischen Neubaues bevorstand und durch den 
Etat von 1898/99 bewirkt wurde. Denn so oft ich dies auch 
gethan habe, sei es in der Fakultät, sei es in Eingaben an die 
höheren Instanzen, niemals habe ich mich allein auf mein persön- 
liches Recht gestützt. Ueberall habe ich gleichzeitig und nach- 
drücklich die sachlichen Gründe hervorgehoben, die dem Interesse 
der chirurgischen Klinik und der Gesammtanlage der Heilanstalten 
entspringen. Ueberall habe ich mein persönliches Recht als eine 



17 

Waffe verwerthet, um das, was ich seit 30 und 40 Jahren als 
nothwendige Bedingungen der Entwicklung unserer medizinischen 
Anstalten erachtet habe, gegen die Beeinträchtigungen zu schützen, 
die die seit 1892 geplanten Bauprojekte ohne jeden zwingenden 
Grund androhten — ganz abgesehen davon, dass dem Neubau 
der medizinischen Klinik die älteren Ansprüche der chirur- 
gischen Klinik in unbilliger Weise geopfert werden sollten — . 

Wenn daher auch mein persönliches Recht seinen Theil 
daran hat, dass eine richtigere Lösung des schwebenden Problems 
unter Arrondirung des Universitätsbesitzes durch den Platz, den 
ich für die chirurgische Klinik vorgeschlagen hatte, unter Erhaltung 
der klinischen Dienstwohnungen und unter Vermeidung einer Ver- 
bauung des Anstaltsgebietes im Etat von 1899 angebahnt worden 
ist, so gereicht mir dies zur Genugthuung. Und ich darf dies 
um so mehr aussprechen, als der Direktor der medizinischen 
Klinik selbst es anerkannt hat, dass auch unter Zugrundelegung 
des neueren Projekts seinen Anforderungen genügt werden kann, 
wenn er auch dieses Zugeständniss, wie mir gesagt wird, später 
wiederum zurückgenommen hat. 

IV. 
' Der Erweiterungsbau meiner Dienstwohnung. 

Der Erweiterungsbau meiner Dienstwohnung wurde durch 
den Etat für 1885/86 bewilligt. Derselbe steht ausser allem und 
jedem Zusammenhang mit den heutigen Fragen der klinischen 
Neubauten. Er ist in den verleumderischen Veröffentlichungen 
und in der Commorage der Clique lediglich zu dem Zwecke 
herangezogen worden, um den Eindruck zu erwecken, ich sei 
eine »Persönlichkeit«, der es zugetraut werden müsse, dass sie 
ihre persönlichen Vortheile auch auf Schleichwegen und durch un- 
aufrichtige Vorspiegelungen zu erreichen suche. 

Ich stelle dem die aktenmässigen Thatsachen gegenüber. 

Der Etat fiir 1885/86 wirft in seinem Texte aus: 54000^ 
»zum Umbau der Dienstwohnung des Direktors der chirurgischen 
Klinik«. Die einzige Erläuterung dazu lautet: »Die Wohnung des 



18 

Direktors der chirurgischen Klinik ist unzureichend und der Er- 
weiterung bedürftig«. 

In vollkommen unzweideutiger Weise ist hier der Umbau 
für die Wohnungsbedürfnisse gefordert und für nichts anderes. 
Demgemäss und selbstverständlich habe ich niemals und Nie- 
mandem gegenüber etwas anderes behauptet, als dass der Er- 
weiterungsbau dem meinen persönlichen und Familienverhältnissen 
angepassten Wohnungsbedürfnisse dienen solle. Ich habe es 
niemals verleugnet, dass der Erweiterungsbau auch in so weit die 
durchschnittlichen und überall geübten Rücksichten auf die per- 
sönlichen Bedürfnisse der Dienstwohnungsinhaber überschritt, als 
er Repräsentationspflichten befriedigte, die mir meine besonderen 
Familienverhältnisse auflegten. Als ich genau in dieser Weise 
mein Gesuch mündlich in dem Kultusministerium anbrachte, sagte 
mir der damalige Ministerialdirektor, es sei wünschenswerth, die 
unteren Räume so zu gestalten, dass sie eintretenden Falles und 
insbesondere in der Hand meines Nachfolgers auch allgemeinen 
Lehrzwecken dienen könnten, so der grössere Saal zu einem 
Auditorium für theoretische Vorlesungen oder zur Aufnahme 
von Sammlungen. Dieser Anregung bin ich ohne jedes Bedenken 
gefolgt. In meiner Eingabe an das Ministerium vom 9. Mai 1882, 
in welcher ich den Erweiterungsbau in Vorschlag bringe, sage 
ich wörtlich: 

»Ein solcher ist für mich in hohem Grade wünschens- 
werth, weil der Umfang meiner Familie und die wachsenden 
Bedürfnisse der Meinigen eine grössere Zahl von Zimmern 
erfordern und die jetzigen Räume so unzweckmässig liegen, 
dass eine gehörige Ausnutzung derselben fast unmöglich 
ist, obwohl ich auf meine eigenen Kosten die Dachboden- 
räume schon theilweise habe zu Wohnungsräumen ein- 
richten lassen. 

Ferner bemerke ich, dass die zu schaffenden Räume 
sich theilweise zur Unterbringung der von mir während der 
Feldzüge gesammelten und für den Unterricht sehr werth- 
vollen kriegs-chirurgischen Sammlungen eignen würden, 
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falls deren Ueberführung in dieselben später angeordnet 
werden sollte.« 

Für diese meine Auffassung und Darstellung allein bin ich 
verantwortlich. Was der Abgeordnete Büchtemann in der 
Sitzung des Abgeordnetenhauses vom 2. März 1885 über die 
Verhandlungen der Budget -Kommission berichtet, liegt voll- 
kommen ausserhalb meiner Kontrole und ausserhalb meiner 
Verantwortlichkeit. Wenn aber derselbe Abgeordnete in scharfer 
Zuspitzung die Frage aufwarf, ob das Wohnungsbedürfniss die 
Hauptsache und der Hinweis auf die Unterbringung der Samm- 
lungen nur eine Nebensache und eine Erläuterung, die den 
Erweiterungsbau auch bei verändertem persönlichen Wohnungs- 
bedürfniss rechtfertigen sollte oder umgekehrt, so habe ich fest- 
zustellen, dass nach meinem Antrag und nach den von mir 
geführten Verhandlungen nur die erste Alternative der Wahrheit 
entspricht. Aber ich habe auch die unzweifelhafte Thatsache 
hinzuzufügen, dass es Niemandem, sei es im Abgeordnetenhause, 
sei es ausserhalb des Hauses, gegeben hat, der sich hierüber 
getäuscht hat, wenn er nicht getäuscht sein wollte. Sache des 
Landtages und der Staatsregierung war es, die Bewilligung des 
Etatspostens zu gewähren oder zu versagen. 

Für meine Person kann es sich lediglich um die Frage 
handeln, ob die Anforderungen, die ich offen und für Jedermann 
erkennbar an die Verbesserung meiner Wohnungsverhältnisse 
knüpfte, eine so ausserordentliche und masslose Grösse erreichten, 
dass ihre Beantragung mir zum Unrecht, zum mindesten als per- 
sönliche Ueberhebung anzurechnen ist. Hierauf lasse ich den 
Abgeordneten Büchtemann, der als einziger Redner des Hauses 
gegen die Bewilligung sprach, antworten. Er sagte wörtlich : 

»Nach den hiesigen Begriffen würde man wohl nicht 
behaupten können, dass der Saal« — er war der recht eigent- 
liche Stein des Anstosses — »an und für sich zu gross sei, 
dagegen schienen allerdings die Räumlichkeiten für die 
Gewohnheit in Kiel etwas gros« -^n <;ein.« 
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dass ich diesen Einspruch erhoben hätte »zur Schä- 
digung der allgemeinen Interessen der Heilanstalten, lediglich 
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III. 
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war nach meiner Ueberzeugung in unnöthiger und sachwidriger 
Weise verquickt: 
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und zwar lediglich in Nachgiebigkeit gegen fiskalische 
Rücksichten. Die Kosten des Neuerwerbs geeigneter Grund- 
stücke sollten erspart und hierdurch wie durch Verzicht des 
Direktors der medizinischen Klinik auf seine Dienstwohnung, 
um seine eigene Villa zu beziehen, das Projekt annehmbarer 
gemacht werden. 

Jene Zusicherungen aber sind mir in Anlass meiner Be- 
rufungen nach auswärts gemacht worden, zunächst im Juli 1867 
nach Heidelberg. Hier stellte ich als Bedingungen meines 
Bleibens an der hiesigen Universität die Zusicherungen, dass 
die Erbauung einer Augen- und Ohrenklinik und zweier Holz- 
baracken für die chirurgische und medizinische Klinik erfolge, 
eine Gehaltserhöhung, sowie dass nicht »ohne dringendste 
Noth« in dem südlich von meiner Dienstwohnung gelegenen, 
oberen Theile des Schlossküchengartens — eines Terrains, das 
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heute mit dem physikalischen Institut, der Bibliothek, dem 
zoologischen und anatomischen Institut besetzt ist — Gebäude 
aufgeführt würden. Die letztere Zusicherung ist mir alsdann 
bestätigt worden bei meiner Berufung nach Dresden 1869 und 
nach Wien 1872 — die letztere mit einem ersten Angebot von 
25000 Fl. Gehalt. 

Ich habe bisher angenommen, dass diese Zusicherungen 
mir lediglich in mündlichen Verhandlungen mit dem damaligen 
Universitätskurator, Oberpräsident von Scheel-Plessen unter 
Einholung ministerieller Genehmigung ertheilt worden seien. Die 
besser unterrichtete Münchener Medizinische Wochenschrift 
machte mich stutzig. Ich forschte nach, und heute wird mir 
allerdings das Aktenstück bekannt, das beweist, dass meine 
Annahme auf einem Gedächtnissfehler beruht. Die mir ertheilten 
Zusicherungen sind in einem Ministerialreskript vom 19. August 
1867 beurkundet und sind mir damals als ministeriell genehmigte 
Bedingungen des Verbleibens in meiner Stellung mitgetheilt 
worden. Ich füge die Urkunde hierneben an. 

Kiel, d. 26. Aug. 1867. 

Mittelst Reskriptes vom 19. d. Mts. hat das Königl. 
Ministerium für die geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten, nachdem der Bau zweier Baracken bereits, 
wie dem Dekanat der medizinischen Fakultät am 23. d. Mts. 
mitgetheilt ist, genehmigt worden, in Betreff der übrigen von 
dem Geheimen Medizinalrathe Professor Dr. Esmarch für 
sein Bleiben an der hiesigen Universität gestellten 
Bedingungen, dem Oberpräsidium mitgetheilt, dass es 
das Projekt des Baues einer Klinik für Augen- und Ohrenkranke 
zu fördern bereit sei, eine der Zeit nach bestimmte Zu- 
sicherung aber nicht ertheilen könne, da die Ausführbarkeit des 
Baues und der Zeitpunkt, an welchem damit begonnen werden 
könne, mit von Verhältnissen abhänge, welche sich der Berech- 
nung entzögen. Solange der Professor Dr. Esmarch ferner 
in seiner gegenwärtigen Stellung verbleiben werde, ist 
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das Ministerium nicht Willens, ohne dringendste Noth in 
dem südlich von dessen Dienstwohnung gelegenen, oberen Theile 
des Schlossküchengartens Gebäude aufRihren zu lassen, und hat 
schliesslich die nachgesuchte Gehaltserhöhung auf 2000 ^ und 
zwar vom i. Oct. d. J. ab bewilligt. 

Indem das Oberpräsidium das Dekanat vom Vorstehenden 
mit Beziehung auf den gefälligen Bericht vom 25. v. Mts. hier- 
durch zur weiteren Mittheilung an den Professor Dr. Esmarch 
in Kenntniss zu setzen nicht ermangelt, sieht es einer baldgefalligen 
Anzeige darüber entgegen, ob der mehrgedachte Universitäts- 
lehrer hiernach entschlossen ist, in seiner hiesigen Stellung 
zu verbleiben. 

Königliches Oberpräsidium für Schleswig- Holstein, 

Auf Grund dieser Vorgänge habe ich bei jeder Gelegenheit 
die Behauptung vertreten, dass die Zusicherung, die hier in 
Betracht kommt, mir »auf Lebenszeit« ertheilt sei — genau in 
dem nämlichen Sinne, wie die Anstellung der Beamten und 
damit die Zusicherungen ihres Diensteinkommens nach dem 
Wortlaut unserer Gesetze »auf Lebenszeit« gelten. 

Selbstverständlich habe ich, so wenig wie der Gesetzgeber, 
mit dieser Behauptung nicht den Widersinn verbunden, als ob 
jene Zusicherungen fortbeständen, wenn ich auf meine Stellung 
an hiesiger Universität freiwillig verzichtete oder derselben aus 
den gesetzlich zulässigen Gründen durch die Staatsregierung 
enthoben würde. Ein solcher Verzicht oder eine solche Enthebung 
aber ist nirgends erfolgt. Nach dem Sonderrecht, welches für 
die Universitätsprofessoren gilt, werden dieselben auch bei Zu- 
treffen der gemeingültigen Voraussetzungen nicht pensionirt. 
Sie verbleiben in ihrer Stellung und bei ihrem Diensteinkommen. 
Für ihre Vertretung wird in besonderer Weise, insbesondere in 
der Form der Ersatzprofessur gesorgt. Demgemäss bin auch ich 
in Rücksicht auf mein Dienst- und Lebensalter durch Ministerial- 
reskript vom 17. März 1897 lediglich » bis auf Weiteres « 
beurlaubt. Auch beruht die Annahme auf grobem Irrthum, wie 
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sprechendes Abkommmen nicht getroffen sei. Nun, dies be- 
ruht auf einem auffälligen Mangel der Aktenkunde. Denn das 
Reskript vom 19. August 1867 muss sich in den Ministerialakten 
befinden. Aber das Gutachten fügt hinzu : 

»Selbst wenn ein solches Abkommen getroffen wäre, 
was, wie bemerkt, nicht der Fall ist, würde die Universitäts- 
verwaltung dadurch nicht gehindert sein, die medizinische 
Klinik auf dem vormals Quincke'schen Nachbargrundstück 
zu bauen.« 

Ob dies irgend eine praktische Bedeutung hat und ob die 
Möglichkeit besteht, eine neue medizinische Klinik auf so be- 
schränktem Terrain überhaupt und insbesondere ohne Eingriffe 
in die mir ertheilten Zusicherungen zu bauen, das vermag selbst- 
verständlich nur der zu beurtheilen, dem eine Einsicht in das 
Bauprogramm gestattet ist. Einer solchen Einsicht hat man mich 
in keinem Stadium der achtjährigen Verhandlungen gewürdigt! 
Doch mögen die juristischen Spintisirungen seien, welche 
sie wollen, so viel darf ich auf Grund des vorgetragenen Materials 
gegen jede Verleumdung behaupten, dass mir bester Glaube zur 
Seite stand, wenn ich es als mein gutes Recht beanspruchte, 
solange ich in meiner Stellung als Mitglied der Universität und 
der medizinischen Fakultät verblieb, in meiner Dienstwohnung 
zu verweilen und der Verbauung von Licht und Luft, von Sonne 
und Aussicht zu widersprechen. Ist dies aber der Fall, dann 
war es nicht nur mein Recht, sondern meine Pflicht, zutreffenden 
Falles auch mein nur persönliches Recht zur Geltung zu bringen, 
wie dies insbesondere geschehen ist, seitdem die budgetmässige 
Bewilligung des klinischen Neubaues bevorstand und durch den 
Etat von 1898/99 bewirkt wurde. Denn so oft ich dies auch 
gethan habe, sei es in der Fakultät, sei es in Eingaben an die 
höheren Instanzen, niemals habe ich mich allein auf mein persön- 
liches Recht gestützt. Ueberall habe ich gleichzeitig und nach- 
drücklich die sachlichen Gründe hervorgehoben, die dem Interesse 
der chirurgischen Klinik und der Gesammtanlage der HeUanstalten 
entspringen. Ueberall habe ich mein persönliches Recht als eine 



notfawenc^ge Bedingungen der Knt» wkUkUx; vuv>vvv( uw«K-u^t3.-i»-n 
Anstalten erachtet habe^ g^8'?n d>^ He??MUr-kv hUt,uUt,v-u um c-inu- n 
die die seit 1892 geplanten BauprojcWlti \\\\\\f^ J*-vl»-n i,» iMt,-»« J -m 

Grand androhten — g^nz ah^veärhen ilavnu, vl^^o Mk^mj {.y.hI^m.i 
der medizinischen Klinik die altc?rcn AnaiiniK-lm »Jk» ^\,h ^ 
gischen Klinik in unbilliger VVeiöö j^cuptcrt -.k:uKii ä«JIU^ 

Wenn daher auch mein |i«*rij/)nluhcä l<k,Kiit iK;^,^*, t - -♦ 
daran hat, dass eine richtig«rf« L/}c?u«g tijc:s *d* ../LivA.*,/;..;^ i\ .*a w. ^ 
unter Arrondirun^ dfe^ L'ci /^rfs^Uf^i /<-?,« /a» *;^^o, /C^jl. i ...a , ; 

ich für die chirurgi-äcbe iC,r^> ry^'^<^' .^v-^iu ."w-'-x •^ a; i ^ 

der kliniscbes Lrjt^ZL^, « -x jl -z^-«: 1 . 1/: . » .v *- V <. / ^ a- .;. ,^ .,,; v : . . y . : 
banong d^^ A^xff'Jc.r.y^*::^M^\r^ :v. J /.*-/. ..-i .<//^ v*..,',v*... . *. ,, . v.. . 
ist, so gereicnt xnir Oi^ä? z.u' '>t i*v.^;:.«««i^^ 'v. ix .j. i....* i...> 
um so mehr au5Ä>V7»rci«t?i:. at^ <^.' :^.jy\:>' 1.^- ::,^.c:./.::..'>;... . 
KHnik selbst et? aoeri^rm: isa: <..*t:>? «»«:. u»;«.v^' /^^: .*:,<. ^',.,^..:., 
des neuerec Irviicki^ »»riiicr ri:i, >'.cn.:c*i^^v.i^ ^v,:.^^-. ..^^u..; /..»\: . 
wenn er auci. dlcw::^ /Jt^^r^i^jjoüi:».- vv^t. ;i:^' ^^-«^i< »w.<. . i>j^a,v.' 
T^iedenrai zuruck^euc^uiiiici ii<i:. 

i\' 
Der EfM^it^unda&aL. iiie*:«^*' Ditubti^Ofiriurig. 
Der Erweit^ruiigvsliai iiitiiic^ iyiei.^i.^'jiiiiu.sj.* \. <ai<I( o .icj. 
den Etat für 18^5 6n i>evviixitJ' i>..ioex^( tit^j' it..:.:>c? a'^Mi. uu<] 
jedem Zusanimeniiaui: lui* uc :iC«.tUL^v,i J a^^^i (-^w k. j.i ^cI.mi 
Neubauten. Kr ist ii oci ^kric^iiju^-.'ijc.icj ^ croi>,iji..<:""j .i!.u<j} 
und in der CouiUioiag». ul^' ^^w-j^< ic*.^^ i<J zi, <^(.)jj /v.ur.t* 
herangezogen vorder , uu acj J^iiiur^^r /. (,•>.(.< ^-^mi x<.i; a: 
eine - PersunlichKciL . oi.-' c z«^o^;.a,li .,(!<.'. 1 ji. . > .t <-c.o.- ^^c 
ihre persönliciien \ ortuei.jc auc . ai* j' '.j< i< ...,• ^/j. i.u* <. .n ..i. 
aufrichtig*- Voi\^pic^LAUi.}_^v_!. /. Lii<-i«.i.i «< .< 

Ich bteiic Cicii' uj* ar.wv *i.i .v- .,,■ ;• I . .4< . 1 ;,' ^^ ,.. >« I 
Der l'^ial iu' i^. ;,^r>' \,ir ii .''.■. .t. '■.. :* . . ,-,''•/' v/'' 
^'Ztun Umbau cicr D\iCii.vu»v',*i-.w.^j , «. • j »<,•.: •.< . « . . . ,» ,. i. 
Klinik . Di*- cui^i^<-' I-i^m-^v- ^'.. , './...» 
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